
werden, ob er unter den konkreten Umständen fähig 
war, sich pflichtgemäß zu verhalten. Dabei müssen die 
allgemeinen Anforderungen je nach den besonderen 
Bedingungen unter Beachtung der Persönlichkeit des 
Täters, seiner beruflichen Ausbildung, seiner politischen 
Erfahrung, seiner Kenntnisse und Fähigkeiten spezifi­
ziert werden.
Diese Individualisierung des Verschuldens wird in je­
dem Falle von den allgemeinen und einheitlichen An­
forderungen des sozialistischen Strafrechts begrenzt, 
weil die durch das Strafrecht geforderten Verhaltens­
weisen auch von allen Bürgern erfüllt werden können, 
sofern nicht die Zurechnungsfähigkeit, z. B. infolge 
krankhafter Störungen der Geistestätigkeit, ausge­
schlossen ist.
Dabei ist es von entscheidender Bedeutung, den Zeit­
punkt in Betracht zu ziehen, in dem der Beschuldigte 
letztlich in der Lage war, pflichtgemäß zu handeln. Es 
ist deshalb bei der Prüfung des Verschuldens zunächst 
einmal erforderlich, von den eingetretenen Folgen zu 
abstrahieren. In Kenntnis der eingetretenen Folgen 
oder der herbeigeführten Gefahr ist es oftmals nicht 
schwer, die Notwendigkeit des pflichtgemäßen Verhal­
tens zu begreifen. Aber unter Schuld ist nicht die nach­
trägliche Wertung des Verhaltens zu verstehen. Die 
Schuld des Täters besteht vielmehr darin, daß er zu 
einer Zeit, zu der eine pflichtgemäße Handlung auf 
Grund eigener Entscheidung noch durchaus möglich 
war, sich doch pflichtwidrig verhalten hat.
Das bedeutet allerdings nicht, bei der Prüfung der sub­
jektiven Voraussetzungen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit die eingetretenen Folgen überhaupt außer 
Betracht zu lassen. Es ist z. B. wesentlich, ob der Be­
schuldigte die eingetretenen Folgen vorausgesehen hat, 
ob er sie sogar gewollt hat oder ob sie zumindest für 
ihn voraussehbar waren.
In der Diskussion über die Probleme der Fahrlässigkeit 
ist anfänglich die subjektive Beziehung des Täters zu 
den eingetretenen Folgen nicht als wesentlich betrach­
tet worden. Die bisherige Diskussion hat jedoch gezeigt, 
daß die subjektive Beziehung des Täters zu den von 
ihm verursachten Folgen sowohl bei vorsätzlicher als 
auch bei fahrlässiger Schuld ein wichtiges Kriterium 
zur Begrenzung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
bildet. Die individuelle Verantwortlichkeit ist nur in 
diesem Umfang gesetzlich zulässig, so daß für den 
Täter unberechenbare und damit nicht voraussehbare 
Folgen in jedem Falle — auch bei der Strafzumessung — 
außer Betracht bleiben müssen. Daä zu bestreiten, 
würde praktisch auf eine objektive Erfolgshaftung hin­
auslaufen.
Es muß also untersucht werden, ob der Beschuldigte, 
als er in Widerspruch zu den realisierbaren gesell­
schaftlichen und rechtlichen Anforderungen die straf­
bare Handlung beging, die danach eingetretenen Fol­
gen bewußt und gewollt angestrebt hat oder ob im 
Falle der Fahrlässigkeit die Folgen für ihn vorausseh­
bar waren. Dabei kommt es zugleich auf die genaue Er­
forschung aller wesentlichen Einzelheiten an. Da die 
Untersuchungen zur subjektiven Seite der Straftat auch 
bedeutsam sind, um das schuldhafte Handeln von dem 
nicht schuldhaften Verhalten abzugrenzen, müssen die 
Voraussetzungen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit durch konkrete Tatsachen bewiesen werden. Das 
gilt auch für die Abgrenzung zwischen Vorsatz und 
Fahrlässigkeit. Diese Unterscheidung ist für die richtige 
Differenzierung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
und für die Beurteilung der konkreten Gefährlichkeit 
der Straftat wichtig. Deshalb ist nachzuweisen, was der 
Täter in der damaligen Situation unter den konkreten 
Umständen noch im Zeitpunkt vor dem weiteren Hand­
lungsablauf gewußt und gewollt hat oder was unter

diesen äußeren Voraussetzungen für ihn voraussehbar 
war. Darin besteht sicherlich die größte Schwierigkeit 
bei der Schuldfeststellung.
Es ist weiterhin notwendig, die subjektiven Beziehun­
gen des Beschuldigten zu der Art und Weise der Pflicht­
widrigkeit zu untersuchen, denn es ist für die Beurtei­
lung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit sehr wich­
tig, zu wissen, ob der Beschuldigte im Bewußtsein der 
an ihn gestellten rechtlichen Anforderungen gehandelt 
oder ob er diese konkreten Pflichten nicht erkannt hat. 
Aus dieser Differenzierung ergeben sich Schlußfolge­
rungen sowohl für die Beurteilung des Grades des Ver­
schuldens als auch für die Festlegung der notwendigen 
erzieherischen Maßnahmen, die durch das einzelne 
Strafverfahren und die Wirksamkeit der Strafe ver­
wirklicht werden sollen. Deshalb ist es auch erforder­
lich, zu prüfen, ob und in welchem Maß der Täter — 
sowohl bei vorsätzlich begangenen Straftaten als auch 
bei fahrlässig begangenen Delikten — im Bewußtsein 
der Pflichtwidrigkeit gehandelt hat.
Das darf allerdings u. E. nicht zu der Konsequenz füh­
ren, etwa bei einem fehlenden Bewußtsein der Pflicht­
widrigkeit den Vorsatz auszuschließen, denn der Man­
gel, sich beim Handeln der Pflichtwidrigkeit nicht be­
wußt gewesen zu sein, kann auf einer völligen Ignoranz 
oder sogar Ablehnung unserer sozialistischen Rechts­
ordnung beruhen. In einem solchen Falle würde es 
aber den Grundsätzen der sozialistischen Rechtsord-, 
nung widersprechen, wenn der Vorsatz und die Anwen­
dung von Straf- und Erziehungsmaßnahmen verneint 
würde. Das Fehlen des Bewußtseins der Pflichtwidrig­
keit könnte u. E. als ein Strafzumessungsgrund aner­
kannt werden, wobei je nach den Umständen auch eine 
Unterschreitung des gesetzlichen Strafrahmens zuge­
lassen werden sollte. Denn im allgemeinen Ikt es 
schwerwiegender, die bestehenden Pflichten unserer 
sozialistischen Rechtsordnung bewußt zu verletzen, als 
in Unkenntnis dieser Pflichten eine Straftat zu begehen.

Der Einfluß der Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen der Straftat auf die Schuld
Im Zusammenhang mit der Prüfung der subjektiven 
Voraussetzungen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit muß weiter untersucht werden, aus welchen Grün­
den der Beschuldigte pflichtwidrig gehandelt hat. Damit 
wird der Zusammenhang der Schuldprüfung mit der 
Prüfung und Einschätzung der Persönlichkeit des Be­
schuldigten und mit der Prüfung der Ursachen und be­
günstigenden Bedingungen hergestellt. Die Erforschung 
der Gründe für das pflichtwidrige und strafbare Ver­
halten gibt wichtige Hinweise für die richtige Differen­
zierung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit. In die­
sem Zusammenhang sind das Motiv und die Zielsetzung 
des Täters zu klären, und zwar nicht nur bei vorsätzlich 
begangenen Straftaten, sondern auch bei fahrlässigen 
Delikten. So ist es z. B. für das Gericht sehr aufschluß­
reich, wenn es die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
wegen fahrlässiger Tötung oder fahrlässiger Körper­
verletzung im Zusammenhang mit einem Verkehrs- 
unfall zu untersuchen hat, ob der Beschuldigte die 
Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
aus Rücksichtslosigkeit gegenüber den anderen Ver­
kehrsteilnehmern begangen hat oder ob er es getan hat, 
um einem kranken Menschen so schnell wie möglich 
ärztliche Hilfe zuteil werden zu lassen.
Sicher muß auch das Verhalten im letzten Fall vom 
Standpunkt unserer sozialistischen Rechtsordnung miß­
billigt und verurteilt werden. Denn niemand darf das 
Leben und die Gesundheit anderer Menschen aufs Spiel 
setzen. Aber diese unterschiedlichen Motive der Hand­
lung führen zwangsläufig zu einer differenzierten Be­
urteilung des Verschuldens und dementsprechend zu 
einer Differenzierung der Maßnahmen, die gegen den
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